
     

 

Aktuelle Steuerinformationen für den GmbH-Geschäftsführer 
 

Dezember 2022 

Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

um die Auswirkungen der anhaltenden Inflation und 

der stark gestiegenen Verbraucherpreise abzumildern, 

hat der Gesetzgeber die steuerfreie Inflationsaus-

gleichsprämie eingeführt. Wir stellen Ihnen die Rege-

lungen zu diesem neuen steuerlichen Freibetrag vor. 

Darüber hinaus befassen wir uns mit dem Vorsteuer-

abzug einer geschäftsleitenden Holding. Der Steuer-

tipp beleuchtet eine Grunderwerbsteuerbefreiung 

bei der Ausgliederung eines Einzelunternehmens zur 

Neugründung einer Kapitalgesellschaft. 

 

FREIBETRAG 

Inflationsausgleichsprämie kann seit 26.10.2022 

steuerfrei gezahlt werden 

 

Im Gesetz zur temporären Senkung des Umsatzsteu-

ersatzes auf Gaslieferungen über das Erdgasnetz 

wurde eine für Arbeitgeber und Arbeitnehmer bedeut-

same Steuerbefreiung „versteckt“. Danach kann eine 

vom Arbeitgeber zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 

Arbeitslohn gezahlte Inflationsausgleichsprämie bis zu 

insgesamt 3.000 € steuer- und sozialversicherungs-

frei gezahlt werden. Gehaltsumwandlungen zugunsten 

der Zahlung einer Inflationsausgleichsprämie sind 

nicht begünstigt. 

Der Höchstbetrag von 3.000 € gilt für zusätzliche Zah-

lungen, die in der Zeit vom 26.10.2022 bis zum 

31.12.2024 geleistet werden. Damit kann die Steuer- 

und Beitragsfreiheit auch für entsprechende Teilzah-

lungen in den Jahren 2022, 2023 und 2024 genutzt 

werden. Begünstigt sind nach dem insoweit eindeuti-

gen Gesetzeswortlaut sowohl Geldleistungen als auch 

Sachbezüge. 

 

 

 

Hinweis: Die Steuerbefreiung greift unabhängig da-

von, ob die Zahlungen freiwillig oder aufgrund tarifver-

traglicher, betrieblicher oder individualvertraglicher 

Grundlage geleistet werden. Sie gilt für alle Arbeit-

nehmer im steuerlichen Sinne und damit auch für pau-

schal besteuerte Aushilfskräfte. 

 

SACHEINLAGE  

Vorsteuerabzug einer geschäftsleitenden Holding 

versagt 

 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat auf Vorlage 

des Bundesfinanzhofs (BFH) zum Vorsteuerabzug ei-

ner Holdinggesellschaft entschieden. Strittig war, ob 

eine geschäftsleitende Holding die Vorsteuern aus 

Eingangsleistungen abziehen kann, die als Gesell-

schafterbeitrag an eine nicht zum Vorsteuerabzug 

berechtigte Tochtergesellschaft weitergereicht werden. 

Im Vorlagefall hatte eine geschäftsleitende Holding 

geklagt, die durch die Buchführungs- und Geschäfts-

führungsleistungen gegenüber ihren Tochtergesell-

schaften grundsätzlich zum Vorsteuerabzug aus Ein-

gangsleistungen berechtigt war. Die Tochtergesell-

schaften erbrachten überwiegend steuerfreie Leistun-

gen und hatten daher kein Vorsteuerabzugsrecht.  
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Die Holding hatte die Eingangsleistungen gegen die 

Gewährung einer Beteiligung am allgemeinen Gewinn 

in die Tochtergesellschaften eingelegt. Die bezogenen 

Eingangsleistungen hingen aber nicht direkt mit den 

eigenen Umsätzen der Holding zusammen, sondern 

mit den steuerfreien Tätigkeiten der Tochtergesell-

schaften. Fraglich war, ob die zwischengeschaltete 

Holding die Vorsteuern auch in dieser Konstellation 

abziehen kann. Der BFH hatte Zweifel an der Ausle-

gung des Unionsrechts zum Vorsteuerabzug und legte 

die Sache dem EuGH vor. 

Der EuGH hat ein Recht auf Vorsteuerabzug verneint. 

Voraussetzung für den Vorsteuerabzug ist, dass Un-

ternehmer die von ihnen bezogenen Dienstleistungen 

für Zwecke ihrer besteuerten Umsätze verwenden. Im 

Streitfall sind die Eingangsleistungen Gegenstand der 

Beiträge, die die Holdinggesellschaft als Gesellschaf-

terin an ihre Tochtergesellschaften geleistet hat. Ein 

solcher Beitrag einer Holdinggesellschaft zugunsten 

ihrer Tochtergesellschaften gehört zum Halten von 

Gesellschaftsanteilen, das keine wirtschaftliche Tä-

tigkeit darstellt und daher kein Recht auf Vorsteuerab-

zug eröffnet. Der ausschließliche Entstehungsgrund 

des Umsatzes ist ein Gesellschafterbeitrag der Hol-

dinggesellschaft. Zudem sind die Dienstleistungen zur 

Nutzung durch die Tochtergesellschaften bestimmt. 

Dies begründet einen direkten Zusammenhang mit 

den Umsätzen dieser Tochtergesellschaften. Daran 

ändert die Weiterleitung an die Tochtergesellschaften 

nichts, weil es auf die tatsächliche Verwendung der 

Dienstleistungen ankommt. 

 

ENTLASTUNG  

Temporäre Senkung des Umsatzsteuersatzes für 

Gas- und Wärmelieferungen 

 

Befristet vom 01.10.2022 bis zum 31.03.2024 hat der 

Gesetzgeber den Umsatzsteuersatz für Gas- und 

Wärmelieferungen von 19 % auf 7 % gesenkt. Diese 

Änderung geht auf das Gesetz zur temporären Sen-

kung des Umsatzsteuersatzes auf Gaslieferungen 

über das Erdgasnetz zurück. Anders als der Name 

vermuten lässt, umfasst das Gesetz auch die Liefe-

rung von Fernwärme. Das Bundesfinanzministerium 

(BMF) hat sich zur Anwendung dieses Gesetzes ge-

äußert. 

Von der Ermäßigung ausgeschlossen sind Gasliefe-

rungen durch Tanklastwagen, wenn diese nicht zur 

Wärmeerzeugung verwendet werden, Lieferungen von 

Gas in Flaschen bzw. Kartuschen und weitere Liefe-

rungen, die nicht über das Erdgas- oder Fernwärme-

netz erfolgen.  

Für die Frage, welcher Steuersatz zur Anwendung 

kommt, ist im Grundsatz das Ende des Ablesezeit-

raums maßgeblich. Enden die Ablesezeiträume zu ei-

nem Zeitpunkt nach dem 30.09.2022 und vor dem 

01.04.2024, sind grundsätzlich die Lieferungen des 

gesamten Ablesezeitraums dem ab 01.10.2022 gel-

tenden Umsatzsteuersatz von 7 % zu unterwerfen. Da-

raus ergibt sich für einen jährlichen Ablesezeitraum 

vom 01.10.2021 bis zum 30.09.2022, dass der Regel-

steuersatz von 19 % anzuwenden ist; für einen jährli-

chen Ablesezeitraum vom 01.11.2021 bis zum 

31.10.2022 gilt der ermäßigte Steuersatz. 

Für laufende Ablesezeiträume müssten die Anbieter 

von Gas und Wärme die Abschlagsrechnungen, die 

nach dem 30.09.2022 und vor dem 01.04.2024 erstellt 

werden, auf den ermäßigten Steuersatz anpassen. 

Das BMF hat einige Vereinfachungsregeln erlassen. 

So wird es nicht beanstandet, wenn die Berücksichti-

gung des ermäßigten Steuersatzes erst im Rahmen 

der Schlussrechnung vorgenommen wird und die 

Abschlagsrechnungen weiterhin mit dem Regelsteuer-

satz erstellt werden. 

Hinweis: Die befristete Senkung des Umsatzsteuer-

satzes für Gas- und Wärmelieferungen soll Verbrau-

cher entlasten und die gestiegenen Energiepreise ab-

mildern. 

 

WOHNUNGSBESICHTIGUNG  

Unangekündigter Besuch vom Finanzamt kann 

rechtswidrig sein 

 

Wenn jemand vom Finanzamt ohne Ankündigung an 

Ihrer Tür klingelt, können Sie den Zutritt zur eigenen 

Wohnung verweigern, wenn keine gerichtliche An-

ordnung vorgelegt wird. Der Überraschungseffekt 

kann aber dazu führen, dass man den Zutritt auch oh-

ne Anordnung gewährt. 

Eine unangekündigte Wohnungsbesichtigung kann 

trotz Einwilligung der Bewohner rechtswidrig sein, 

wie ein neues Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) 

zeigt. Im Streitfall hatte eine Geschäftsführerin überra-

schend Besuch von ihrem Finanzamt bekommen. Sie 

hatte in ihrer Einkommensteuererklärung zuvor die 

Kosten eines häuslichen Arbeitszimmers abgesetzt 

und eine Wohnungsskizze eingereicht. Darin war die 

Bezeichnung des Raums „Schlafen“ handschriftlich in 

„Arbeit“ abgeändert worden. Der Sachbearbeiter des 

Finanzamts wurde misstrauisch, da laut Skizze zum 

Schlafen nun kein Raum mehr zur Verfügung stand. Er 

schaltete daraufhin einen hausinternen „Flanken-

schutzprüfer“ ein, der Beamter der Steuerfahndung 

war. Dieser klingelte wenige Tage später (unangekün-

digt und ohne gerichtliche Anordnung) an der Woh-

nungstür der Geschäftsführerin, und wurde von ihr 

hereingelassen. Die Überprüfung der Räume ergab, 

dass das abgesetzte Arbeitszimmer tatsächlich ein Ar-

beitszimmer war und für das Schlafen ein anderer 

Raum zur Verfügung stand, der in der Wohnungsskiz-

ze gar nicht eingezeichnet war. 
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Der BFH hat entschieden, dass die unangekündigte 

Wohnungsbesichtigung rechtswidrig war, da die Ge-

schäftsführerin bei der Aufklärung des Sachverhalts 

zuvor mitgewirkt hatte. Eine Besichtigung der Woh-

nung eines mitwirkungsbereiten Steuerzahlers zwecks 

Überprüfung des häuslichen Arbeitszimmers ist erst 

dann erforderlich, wenn die bestehenden Unklarheiten 

nicht mehr durch weitere Auskünfte oder andere Be-

weismittel (z.B. Fotografien) sachgerecht aufgeklärt 

werden können. Laut BFH ist der im Grundgesetz ver-

bürgte Schutz der Unverletzlichkeit der Wohnung zu 

beachten. Das gilt auch dann, wenn der Steuerzahler - 

wie im Urteilsfall - der Besichtigung zugestimmt hat 

und deshalb kein schwerer Grundrechtseingriff vor-

liegt. 

Hinweis: Die Ermittlungsmaßnahme war auch deshalb 

rechtswidrig, weil sie von einem Steuerfahnder und 

nicht von einem Mitarbeiter der Veranlagungsstelle 

des Finanzamts durchgeführt worden war. Denn das 

persönliche Ansehen des Steuerzahlers kann laut BFH 

dadurch gefährdet werden, dass zufällig anwesende 

Dritte (z.B. Besucher oder Nachbarn) den Eindruck 

gewinnen, dass gegen den Steuerzahler strafrechtlich 

ermittelt wird. 

 

DIENSTWAGEN 

Familienheimfahrten sind auch bei Zuzahlung 

nicht abziehbar 

 

Wer aus beruflichen Gründen einen doppelten Haus-

halt führt, kehrt meist regelmäßig an seinen Erst-

wohnsitz zurück. Das Finanzamt trägt diesem Um-

stand Rechnung, indem es die Kosten für eine Heim-

fahrt pro Woche als Werbungskosten anerkennt. Für 

diese Familienheimfahrten ist die Entfernungspau-

schale anzusetzen. Sie beträgt 0,30 € je Entfernungs-

kilometer (ab dem 21. Kilometer: 0,35 € im Jahr 2021 

bzw. 0,38 € ab 2022). 

Nutzt der Arbeitnehmer einen Dienstwagen, ist ge-

setzlich jedoch kein Werbungskostenabzug möglich. 

Dieses Abzugsverbot rechtfertigt sich dadurch, dass 

Arbeitnehmer für die Dienstwagennutzung zu wöchent-

lichen Heimfahrten spiegelbildlich auch keinen (steu-

ererhöhenden) geldwerten Vorteil versteuern müssen. 

Nach einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs dürfen 

Familienheimfahrten mit einem Dienstwagen auch 

dann nicht steuermindernd abgesetzt werden, wenn 

der Arbeitnehmer eine Zuzahlung für die außerdienst-

liche Fahrzeugnutzung leisten muss. Ob ein Nut-

zungsentgelt gezahlt wird oder individuelle Kfz-Kosten 

selbst getragen werden, ist nach dem Urteil unerheb-

lich. 

 

 

Hinweis: Im Rahmen einer doppelten Haushaltsfüh-

rung können Arbeitnehmer auch die Kosten jeweils ei-

ner Fahrt zu Beginn und am Ende der doppelten 

Haushaltsführung in der Einkommensteuererklärung 

abrechnen. Hierfür sieht das Gesetz einen Abzug von 

0,30 € pro tatsächlich gefahrenem Kilometer vor. Al-

lerdings lehnen die Finanzämter auch für diese Fahr-

ten einen Kostenabzug ab, wenn der Arbeitnehmer ei-

nen Dienstwagen nutzt. 

 

KAPITALERTRÄGE 

Wann beherrschenden Gesellschaftern Gewinnan-

teile zufließen 

 

Einnahmen sind nach dem Zuflussprinzip in der Re-

gel in dem Veranlagungszeitraum zu versteuern, in 

dem sie bar ausgezahlt oder dem Konto des Empfän-

gers gutgeschrieben werden. Bei Ausschüttungen an 

beherrschende Gesellschafter gelten jedoch andere 

Regeln, denn sie haben es regelmäßig selbst in der 

Hand, sich geschuldete Beträge ihrer Gesellschaft 

auszahlen zu lassen. Bei ihnen gilt eine Ausschüttung 

regelmäßig bereits bei Beschlussfassung über die 

Gewinnverwendung als zugeflossen und nicht erst bei 

Geldeingang auf dem eigenen Konto. 

Hinweis: Dieser vorgezogene Zuflusszeitpunkt wird 

jedenfalls dann angenommen, wenn der Gewinnaus-

zahlungsanspruch des beherrschenden Gesellschaf-

ters eindeutig, unbestritten und fällig ist und sich die 

Gesellschaft als zahlungsfähig erweist. 

Diese Grundsätze zum Zuflusszeitpunkt gelten laut 

Bundesfinanzhof (BFH) auch für in Deutschland unbe-

schränkt einkommensteuerpflichtigebeherrschende 

Gesellschafter einer ausländischen Kapitalgesell-

schaft. In Inlands- und Auslandsfällen ist unverzicht-

bare Bedingung für den Zufluss von Gewinnausschüt-

tungen aber, dass der Gesellschafter wirtschaftlich 

über die zur Ausschüttung anstehenden Gewinnanteile 

verfügen kann. Also dürfen keine rechtlichen oder tat-

sächlichen Hinderungsgründe bestehen, die eine wirt-

schaftliche Verfügungsmacht über die Gewinnanteile 

„vereiteln“. 

Bei sofort fälligen Gewinnauszahlungsansprüchen 

aufgrund eines ausländischen Gewinnverwendungs-

beschlusses folgt hieraus nach Ansicht des BFH: Das 

Finanzamt kann nicht ohne weiteres darauf schließen, 

dass der Gesellschafter unmittelbar die wirtschaftliche 

Verfügungsmacht über die Gelder erlangt hat. Viel-

mehr ist zu prüfen, ob nach den Gegebenheiten des 

ausländischen Rechts die Verfügungsmacht des Ge-

sellschafters über den Ausschüttungsbetrag mög-

licherweise ausgeschlossen ist. Soweit solche rechtli-

chen Regelungen die Erlangung der wirtschaftlichen 

Verfügungsmacht durch den Gesellschafter hemmen, 

darf das deutsche Finanzamt noch keinen Zufluss der 

Gelder annehmen. 
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Hinweis: Der BFH hat die Sache an das Finanzgericht 

zurückverwiesen, damit es die erforderlichen Feststel-

lungen zum ausländischen Recht nachholen kann. 

 

IMMOBILIENVERKAUF  

Selbstnutzung im Verkaufsjahr ist für die Steuer-

freiheit unentbehrlich 

 

Wer eine Immobilie des Privatvermögens innerhalb 

der zehnjährigen Spekulationsfrist veräußert, muss 

den realisierten Wertzuwachs als Gewinn aus priva-

ten Veräußerungsgeschäften versteuern. Besteuert 

wird der erzielte Veräußerungspreis abzüglich der An-

schaffungs- bzw. Herstellungskosten der Immobilie 

und abzüglich der angefallenen Werbungskosten. Da-

gegen ist der Gewinn bei einem Verkauf innerhalb von 

zehn Jahren nicht zu versteuern, wenn die Immobilie 

vorher selbst genutzt wurde.  

Für den steuerfreien Verkauf einer Immobilie innerhalb 

der Zehnjahresfrist ist zumindest ein zusammenhän-

gender Selbstnutzungszeitraum von einem Jahr und 

zwei Tagen erforderlich, der  

 sich über drei Kalenderjahre erstreckt und  

 im Verkaufsjahr endet. 

Das hat der Bundesfinanzhof in einem neuen Be-

schluss bestätigt. 

 

STEUERTIPP  

Bei Ausgliederung kann Grunderwerbsteuerbefrei-

ung zu gewähren sein 
 

Wer ein Grundstück kauft, muss Grunderwerbsteuer 

zahlen. Auch der Kauf eines Unternehmens, in dessen 

Betriebsvermögen sich Grundstücke befinden, ist in 

der Regel grunderwerbsteuerpflichtig. Von diesem 

Grundsatz gibt es allerdings Ausnahmen. Die Voraus-

setzungen einer Steuerbefreiung können auch bei der 

Umstrukturierung eines Unternehmens erfüllt sein, 

wie ein aktueller Beschluss des Finanzgerichts Müns-

ter (FG) zeigt. 

 

 

 

Auf die Antragstellerin, eine GmbH, war im Zuge einer 

Ausgliederung zur Neugründung das Einzelunter-

nehmen eines im Handelsregister eingetragenen 

Kaufmanns übertragen worden. Im Betriebsvermögen 

des Einzelunternehmens befanden sich neben Mitei-

gentumsanteilen an Grundstücken auch Anteile an ei-

ner Kapitalgesellschaft, die ebenfalls Grundbesitz be-

saß. Die Ausgliederung wurde ins Handelsregister 

eingetragen. Der Grunderwerbsteuerbescheid nimmt 

auf den als „Kaufvertrag“ bezeichneten Ausgliede-

rungsvertrag und dessen Datum Bezug; die Handels-

registereintragung wird nicht erwähnt. 

Der Antrag der GmbH auf Befreiung von der Grund-

erwerbsteuer erwies sich als begründet. Nach Ansicht 

des FG war der Bescheid noch hinreichend bestimmt, 

die Bezeichnung „Kaufvertrag“ jedoch eine offenbare 

Unrichtigkeit. Das FG geht von zwei grunderwerbsteu-

erbaren, aber von der Grunderwerbsteuer befreiten 

Tatbeständen aus: zum einen die im Rahmen der 

Ausgliederung erfolgte Übertragung von Grundstücken 

aus dem Eigentum des Einzelkaufmanns auf die An-

tragstellerin und zum anderen die Übertragung der im 

Eigentum der Tochtergesellschaften der GmbH ste-

henden Grundstücke. 

Die Anwendung der Steuerbefreiung ist nicht deshalb 

ausgeschlossen, weil ein Einzelunternehmer beteiligt 

war. „Unternehmen“ im Sinne des Gesetzes sind alle 

wirtschaftlich tätigen Rechtsträger. Hätte der Gesetz-

geber bestimmte Verschmelzungen von der Grund-

erwerbsteuerbefreiung ausnehmen wollen, hätte er 

dies im Gesetz erwähnen müssen. Die Beteiligung an 

der abhängigen Gesellschaft muss auch nicht im Be-

triebsvermögen gehalten werden. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 
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